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I. Hintergrund 

1. Rechtlicher Rahmen 

Am 26. September 2025 wurde die Richtlinie (EU) 2025/1892 zur Änderung der Abfall-

rahmenrichtlinie (AbfRRL) im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht. Die Mit-

gliedstaaten haben grundsätzlich bis zum 17. Juni 2027 Zeit, die Vorgaben in nationales 

Recht umzusetzen. Bezüglich der Einrichtung der Regime der erweiterten Herstellerver-

antwortung wird den Mitgliedstaaten Zeit bis zum 17. April 2028 gegeben. 

Ziel der Richtlinie ist die Vermeidung von Abfällen zum Schutz der Umwelt und der 

menschlichen Gesundheit unter strenger Beachtung der im Abfallrecht vorherrschenden 

Abfallhierarchie (vgl. Erwägungsgrund 1). 

Nach dieser steht die Vermeidung von Abfällen an vorderster Stelle, vgl. Art. 4 Abs. 1 

AbfRRL. Die Norm legt eine klare Reihenfolge der zu verfolgenden Maßnahmen fest:  

1. Vermeidung  

2. Vorbereitung zur Wiederverwendung 

3. Recycling 

4. sonstige Verwertung, z. B. energetische Verwertung 

5. Beseitigung 

Diese Hierarchie wurde durch § 2 Abs.1 KrWG in nationales Recht umgesetzt. 

Entsprechend heißt es in Erwägungsgrund 3:  

“Es wird darauf hingewiesen, dass das Hauptziel dieser Vorschriften in der Schaf-

fung eines Wirtschaftssystems für Sammlung, Sortierung, Wiederverwendung, 

Vorbereitung zur Wiederverwendung und Recycling von Textilien sowie von An-

reizen für Hersteller besteht, bei der Gestaltung ihrer Erzeugnisse die Grunds-

ätze der Kreislaufwirtschaft zu achten. Zu diesem Zweck ist vorgesehen, dass 

ein erheblicher Teil der von den Herstellern geleisteten Beiträge zu den Regimen 

der erweiterten Herstellerverantwortung für Abfallvermeidungsmaßnahmen und 

die Vorbereitung zur Wiederverwendung aufgewendet wird.” 

(Unterstreichungen durch die Verfasserin) 

Bisher gibt es keine oder lediglich unzureichende Wiederverwendungssysteme für Tex-

tilien im Rahmen der Abfallvermeidung also vor dem Entledigungswillen, bevor die Tex-

tilien den rechtlichen Status des Abfalls oder Alttextils erlangen, vgl. § 3 Abs. 1 KrWG. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ%3AL_202501892
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:02008L0098-20251016
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:02008L0098-20251016
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Die vorhandenen Maßnahmen wie Sortierung, Vorbereitung zur Wiederverwendung und 

Wiederverwendung als Second-Hand-Textil setzen in der Regel erst ab dem Zeitpunkt 

an, in dem Textilien bereits den Abfallstatus erreicht haben. Sie verhindern das Entste-

hen der Abfallqualität daher nicht. Dies steht im klaren Widerspruch zu den Vorgaben 

der Abfallhierarchie. 

Es fehlt an notwendigen zirkulären Textill-Infrastrukturen (Leih-, Gemeinschaftsnut-

zungs-, Tausch- oder Reparaturangebote), die vor dem Abfallmoment greifen und somit 

als Abfallvermeidung durch Wiederverwendung nach Art. 3 Abs. 12a AbfRRL gelten, ob-

wohl solche Strukturen gerade für den Bereich der Textilien einfach umsetzbar wären. 

Die RL (EU) 2025/1892 stellt fest, dass für entsprechende Strukturen Finanzierungslü-

cken bestehen: 

„In diesen Sektoren [Textil- und des Lebensmittelsektor] behindern unter ande-

rem Finanzierungs- und Technologielücken Fortschritte beim Übergang zu einer 

Kreislaufwirtschaft und bei der Dekarbonisierung.“ 

(Erwägungsgrund 2 der Richtlinie) 

Solche bislang nur in vereinzelten Pilotstrukturen vorhandenen Angebote stehen in ei-

nem strukturellen Wettbewerbsnachteil gegenüber großen, linear organisierten Fast-

Fashion-Händlern und -Herstellern, deren Geschäftsmodelle auf hohen Umschlagsge-

schwindigkeiten und der Externalisierung von Umweltkosten beruhen. 

In Erwägungsgrund 3 der Richtlinie wird daher erläutert: 

„Gemäß der Mitteilung der Kommission vom 30. März 2022 über die EU-Strategie 

für nachhaltige und kreislauffähige Textilien sind wesentliche Veränderungen er-

forderlich, um von der derzeit vorherrschenden linearen Art und Weise abzurü-

cken, in der Textilerzeugnisse konzipiert, hergestellt, verwendet und entsorgt 

werden, wobei insbesondere das „Fast Fashion“-Geschäftsmodell eingeschränkt 

werden muss.“ 

2. Abgrenzung von Maßnahmen zur Abfallvermeidung durch Wiederverwen-

dung sowie Maßnahmen der Vorbereitung zur Wiederverwendung 

Die in Art. 4 Abs. 1 AbfRRL festgelegte Abfallhierarchie stellt klar, dass die Vermeidung 

von Abfällen Vorrang vor allen weiteren Maßnahmen hat. Entsprechend ist zwischen fol-

genden Maßnahmen zu unterscheiden: 

a) Abfallvermeidungsmaßnahmen, die darauf abzielen, dass Textilien gar nicht 
erst zu Abfall werden. Art. 3 Abs. 12a AbfRRL bestimmt: 
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„Vermeidung“ = Maßnahmen, die ergriffen werden, bevor ein Stoff, ein Material 

oder ein Erzeugnis zu Abfall geworden ist, und die Folgendes verringern: a) die 

Abfallmenge, auch durch die Wiederverwendung von Erzeugnissen oder die Ver-

längerung ihrer Lebensdauer… 

b) Maßnahmen, die als Vorbereitung zur Wiederverwendung erst nach Eintritt der 

Abfalleigenschaft greifen. Art. 3 Abs. 16 AbfRRL: 

„Vorbereitung zur Wiederverwendung“ = jedes Verwertungsverfahren der Prü-

fung, Reinigung oder Reparatur, bei dem Erzeugnisse oder Bestandteile von Er-

zeugnissen, die zu Abfällen geworden sind, so vorbereitet werden, dass sie ohne 

weitere Vorbehandlung wiederverwendet werden können; 

Die unterschiedlichen Maßnahmen lassen sich wie folgt beschreiben: 

Vor dem Abfallmoment (Abfallvermeidung durch Wiederverwendung) stehen Maßnah-

men im Vordergrund, die die Nutzungsdauer von Textilien verlängern und eine weitere 

Nutzung ermöglichen. Dazu gehören insbesondere Leih- oder Mietmodelle von Klei-

dung, Formen des Teilens oder der gemeinschaftlichen Nutzung, Tauschsysteme wie 

Kleidertauschbörsen sowie Reparaturangebote, die eine weitere Nutzung ermöglichen. 

Zu denken ist auch an Flohmärkte oder Onlineplattformen. In all diesen Fällen bleibt das 

Textil ein Produkt und wird weiterhin genutzt, ohne zu Abfall zu werden. 

Nach Beginn des Abfallmoments sind hingegen Maßnahmen als Vorbereitung zur Wie-

derverwendung zu betrachten, die erst einsetzen, wenn ein Textil bereits als Abfall er-

fasst wurde. Ziel dieser Maßnahmen ist es, die Gebrauchsfähigkeit der Textilien wieder-

herzustellen um ihre weitere Nutzung zu ermöglichen. Hierzu zählen insbesondere die 

Sortierung gesammelter Alttextilien und Reparaturmaßnahmen vor allem für den Se-

cond-Hand-Verkauf von aussortierten Textilien aus Sammelsystemen. 

 

Hierzu zählen insbesondere die Sortierung gesammelter Alttextilien, Reparaturmaßnah-

men im Rahmen der Vorbereitung zur Wiederverwendung und der Second-Hand-Ver-

kauf von aus Sammelsystemen aussortierten Textilien 

Zwischen beiden Bereichen können Überschneidungen bestehen, da einzelne Maßnah-

men sowohl vor als auch nach dem Abfallmoment stattfinden können, sie sind aber un-

terschiedlichen Abfallhierarchiestufen zuzuordnen. So kann ein Textil vor dem Beginn 

seiner Abfallqualität als Second-Hand-Produkt als Maßnahme der Abfallvermeidung 
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verkauft werden, beispielsweise über entsprechende Börsen. Ein Textil kann aber auch 

nach Eintritt der Abfalleigenschaft wieder als Second-Hand-Produkt verkauft werden, 

wenn es als Alttextil gesammelt und anschließend durch Maßnahmen der Vorbereitung 

zur Wiederverwendung aufbereitet wird, sodass seine Abfalleigenschaft endet und es 

erneut als Produkt in Verkehr gebracht werden kann.  

Diese Differenzierung ist für die politische und rechtliche Einordnung zentral, da die Ab-

fallhierarchie vorgibt, vorrangig solche Strukturen zu stärken, die bereits vor dem Ent-

stehen von Abfall ansetzen. 

II. Rechtliche Würdigung 

Artikel 8 AbfRRL beschreibt die erweiterte Herstellerverantwortung.  

1. Regime der erweiterten Herstellerverantwortung 

Wählen die Mitgliedstaaten als Maßnahme im Sinne des Art. 8 der AbfRRL die Einrich-

tung eines Regimes der erweiterten Herstellerverantwortung, so ist davon auszugehen, 

dass durch die AbfRRL eine abschließende Regelung hinsichtlich des Inhalts eines sol-

chen Regimes gegeben ist, denn Art. 3 Nr. 21 AbfRRL enthält eine eindeutige Definition. 

Die Norm beschreibt „die Bewirtschaftung in der Abfallphase des Produktlebenszyklus“ 

und nimmt damit Bezug auf die Abfallphase eines Produktes.  

2. Weitere Maßnahmen im Sinne des Art. 8 AbfRRL 

Art. 8 AbfRRL beschreibt aber auch weitere Maßnahmen: Diese Maßnahmen können 

auch ein System umfassen, in dem Gelder gesammelt werden, welche für die Einrich-

tung eines „zirkulären Transformationsfonds“, der ausschließlich auf Maßnahmen der 

Abfallvermeidung abzielt, genutzt werden. 

Ein solches System ist unionsrechtlich geboten und umweltpolitisch dringend erforder-

lich. Wie zuvor aufgezeigt, ist Ziel der europäischen Abfallgesetzgebung die Vermeidung 

von Abfällen zum Schutz der Umwelt und der menschlichen Gesundheit unter strenger 

Beachtung der Abfallhierarchie. Ein erheblicher Teil der Beiträge im Rahmen der erwei-

terten Herstellerverantwortung soll ausdrücklich für Abfallvermeidungsmaßnahmen und 

nicht nur für die Vorbereitung zur Wiederverwendung eingesetzt werden. Daraus folgt, 

dass der europäische Gesetzgeber Abfallvermeidung nicht als bloße Ergänzung, son-

dern als zentrales Element eines zirkulären Wirtschaftssystems versteht. Gleichzeitig 
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wird in der RL (EU) 2025/1892 ausdrücklich auf bestehende Finanzierungslücken hinge-

wiesen, die insbesondere im Textil- und Lebensmittelsektor den Übergang zu einer 

Kreislaufwirtschaft und zur Dekarbonisierung behindern.  

Ohne einen institutionalisierten zirkulären Transformationsfonds verbleibt die Wert-

schöpfungskette jedoch faktisch im linearen Modell von Produktion, Nutzung und Ent-

sorgung. Ein verbindliches und stark ausgebautes Kreislaufsystem, das vor dem Mo-

ment der Abfalleigenschaft ansetzt, schafft demgegenüber die strukturellen Vorausset-

zungen, um Produkte länger im Wirtschaftskreislauf zu halten, Ressourcenverbrauch 

wirksam zu reduzieren, Emissionen zu senken und Abfälle messbar zu vermeiden. 

Die Etablierung eines solchen Systems ist daher ein notwendiger Schritt zur konsequen-

ten Umsetzung der Abfallhierarchie, zur Schließung bestehender Infrastruktur- und Fi-

nanzierungslücken sowie zur strukturellen Transformation hin zu einer Kreislaufwirt-

schaft im Sinne der unionsrechtlichen Zielsetzungen. 

Diese Möglichkeit ergibt sich aus folgenden Erwägungen: 

a. Wortlaut der Regelung erlaubt zirkuläre Transformationsfonds   

Der Wortlaut des Art. 8 AbfRRL ermöglicht die Etablierung von Systemen, die auf die 

Vermeidung von Abfällen abzielen. 

Die Aufzählung der in Art. 8 genannten Maßnahmen ist nicht abschließend. Deutlich wird 

aus dem Wortlaut der Norm, dass sämtliche Maßnahmen erfasst sein können, die dem 

Ziel der „Verbesserung der Wiederverwendung und der Vermeidung, des Recyclings und 

der sonstigen Verwertung von Abfällen“ (Wortlaut Art. 8 Abs. 1 AbfRRL) dienen. 

Der Wortlaut der Regelung eröffnet daher die Möglichkeit, dass Maßnahmen i.S.d. Art. 

8 AbfRRL die Einrichtung eines Systems umfassen, das Mittel für den Aufbau und die 

Förderung der Infrastruktur für Leihangebote, Second-Hand, Reparaturen etc. vor der 

Abfalleigenschaft generiert oder bereitstellt. 

b. Möglichkeit der Förderung zirkulärer Transformationsfonds aufgrund Richtli-

nien-Systematik 

Das gerade die Vermeidung von Abfällen im Fokus stehen muss und daher die Förde-

rung solcher abfallvermeidenden Infrastrukturen nicht nur möglich, sondern auch gebo-

ten ist, ergibt sich zudem aus einer systematischen Auslegung. 
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Art. 4 AbfRRL benennt die Vermeidung von Abfällen als oberste Priorität der Abfallhie-

rarchie.  

Art. 9 Abs. 1 AbfRRL verpflichtet die Mitgliedstaaten zudem ausdrücklich, Maßnahmen 

zur Förderung langlebiger, reparierbarer und wiederverwendbarer Produkte zu treffen. 

Flächendeckende Reparatursysteme, Leihmodelle und Second-Hand (vor Beginn des 

Abfallmoments) dienen unmittelbar diesen Zielsetzungen. 

Art. 9 AbfRRL wurde durch § 25 Abs. 1 Nr. 6 KRWG in nationales Recht umgesetzt. Die 

Norm lautet:  

“Zur Festlegung von Anforderungen nach § 23 wird die Bundesregierung ermäch-

tigt, nach Anhörung der beteiligten Kreise (§ 68) durch Rechtsverordnung mit Zu-

stimmung des Bundesrates zu bestimmen, dass Hersteller oder Vertreiber be-

stimmter Erzeugnisse Systeme zur Förderung der Wiederverwendung und Re-

paratur zu unterstützen haben.“ 

§ 23 KRWG regelt die Produktverantwortung. 

In der Gesetzesbegründung zu § 25 Abs. 1 Nr. 6 KRWG heißt es: 

“Die neue Nummer 6 dient der Umsetzung von Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe d) 

AbfRRL und knüpft an die neu eingefügte Grundpflicht der Produktverantwortung 

in § 23 Absatz 2 Nummer 4 an. Mit der Umsetzung in eine Verordnungsermäch-

tigung wird die Vorschrift in künftigen Verordnungen materiell rechtlich durchsetz-

bar. Die Ermächtigung ermöglicht die Festlegung von Anforderungen im Hinblick 

auf die Förderung von Systemen zur Wiederverwendung und Reparatur”  

(BT-Drs. 19/19373, S. 63) 

c. Zweck der Regelung 

Letztlich ist der Zweck der erweiterten Herstellerverantwortung nach Art. 8 AbfRRL ge-

rade auch, die Umsetzung der sich aus der Abfallhierarchie ergebenden Vorgaben si-

cherzustellen. Der Vermeidung von Abfällen muss daher oberste Priorität besitzen. 

Erreicht werden soll eine Verbesserung der ökologischen Nachhaltigkeit (vgl. Erwä-

gungsgrund 60). Wie zuvor erwähnt, nimmt der Erwägungsgrund 3 der RL (EU) 

2025/1892 explizit Bezug auf „Regime der erweiterten Herstellerverantwortung für Ab-

fallvermeidungsmaßnahmen“. 

Die RL (EU) 2025/1892 nimmt explizit Bezug auf den sog. „Green Deal“ und das Erfor-

dernis der Beachtung der Abfallhierarchie und daraus resultierend der Abfallvermeidung: 
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„Im europäischen Grünen Deal, der in der Mitteilung der Kommission vom 11. 

Dezember 2019 enthalten ist, und im neuen Aktionsplan für die Kreislaufwirt-

schaft für ein saubereres und wettbewerbsfähigeres Europa, der in der Mitteilung 

der Kommission vom 11. März 2020 enthalten ist, werden verstärkte und be-

schleunigte Maßnahmen der Union und der Mitgliedstaaten gefordert, um die 

ökologische und soziale Nachhaltigkeit des Textil- und des Lebensmittelsektors 

sicherzustellen, da diese zu den ressourcenintensivsten Sektoren gehören, die 

erhebliche negative externe Umwelteffekte verursachen. In diesen Sektoren be-

hindern unter anderem Finanzierungs- und Technologielücken Fortschritte beim 

Übergang zu einer Kreislaufwirtschaft und bei der Dekarbonisierung. In Bezug 

auf die Ressourcenintensität rangieren der Lebensmittel- und der Textilsektor an 

erster bzw. vierter Stelle, und sie entsprechen nicht vollständig den Abfallbewirt-

schaftungsgrundsätzen der Union, die in der Abfallhierarchie festgelegt sind, der 

zufolge der Abfallvermeidung Vorrang einzuräumen ist, gefolgt von der Vorberei-

tung zur Wiederverwendung und dem Recycling. Diese Herausforderungen er-

fordern systemische Lösungen auf der Grundlage eines Lebenszyklusansatzes, 

mit besonderem Schwerpunkt auf Lebensmitteln und Textilerzeugnissen.“ 

(Erwägungsgrund 2) 

III. Ergebnis 

Die Einrichtung von Systemen zur Finanzierung von Abfallvermeidungsmaßnahmen in-

nerhalb eines zirkulären Transformationsfonds als andere Maßnahme i.S.d. Art. 8 Ab-

fRRL ist möglich und mit Blick auf Sinn und Zweck der Vorgaben der Abfallrahmenricht-

linie auch geboten. Die Abfallrahmenrichtlinie muss die Abfallhierarchie konsequent be-

rücksichtigen. Die Abfallvermeidung muss oberste Priorität haben und entsprechend 

besonders gefördert werden. An dieser unionsrechtlich verpflichtenden Förderung fehlt 

es bislang. Erforderlich ist die Einrichtung finanzierter, flächendeckender Abfallvermei-

dungsinfrastrukturen durch Wiederverwendung für Textilien (z. B. Leih-, Reparatur-, 

Tausch- und Gemeinschaftsnutzungsangebote), die bereits vor dem Beginn der Abfall-

qualität von Textilien ansetzen. Nur so kann das Entstehen von Textilabfällen wirksam 

verhindert und der strukturelle Wettbewerbsvorteil linearer Fast-Fashion-Geschäftsmo-

delle reduziert werden. 

 

Dr. Karoline Borwieck 

(Rechtsanwältin) 


